
Memorandums sieht INan yarantıert durch se1ne Vertfasser, Die polnıschen Stimmen spiegeln nıcht NUur SOWeIt S1e
deren Namen 1n der polnischen Presse geENANNL werden. kommunistischer Herkunft sınd Zweckargumente der
Ihre Stellung als „moralıische Autorität“ und „hervorra- Parteı, sondern durchaus auch die reelle deutsch-polnische
gende Persönlichkeiten“ innerhalb der Gesellschaft wıird Sıtuation wıder. Eın Teil VO  3 iıhnen zeıgt aller Aus-
hervorgehoben, besonders deutlich VO  ; „ Iygodnık tälle Anerkennung für die Bemühungen des Partners und
Powszechny“: Das Bensberger Memorandum 1St „eın Do- die Bereitschaft ZuUur Versöhnung, der andere 'Teıl 1St welt-
kument VO  - großer Bedeutung, eın Dokument VO  } ehr- gehend eın Beweıs tür die bestehenden Vorurteile un
lıchem Klang repräsentiert die wertvollste Elite Ressentiments un verdeutlicht, WI1e wichtig das Anlıegen
der katholischen Intelligenz Westdeutschlands“. des Bensberger Memorandums ISt; diese abzutragen.

Vorgänge und Entwicklungen
Die Heimatvertriebenen un die deutscher Verständigung aufgefafßt werden. Die Vertrie-

Aussöhnung mıt Polen benenseelsorger legten (wıe übrigens die Autoren des
Memorandums selbst) nıcht H Wert auf die Feststellung,
daß darın 1Ur ıne kleine Gruppe in ıhrem eigenen Na-ach den gezielten Indiskretionen, die dem Bensberger inen spreche. hne Umschweite wurde den BensbergernMemorandum (vgl Herder-Korrespondenz ds Jhg.,

153 VOrausscCcHangCh a  N, nach dem Scheitern der attestiert, ıhr Memorandum stehe 1mM Gegensatz —

sentlichen Verlautbarungen und Maßnahmen des Heılıgengemeiınsamen Besprechung zwıschen Vertretern des ens- Stuhls und der Deutschen Bischofskonterenz. Das Memo-berger Kreıises un den Heimatvertriebenen 1m Zentral-
komitee der deutschen Katholiken wenıge Tage VOL seiner randum se1 kein Weg ZU Frieden, „weıl ethische und

rechtliche Prinzıpien preisg1bt, die unerlä{ßliche Grund-Veröftentlichung un nach den hektischen, teıls bejahen- lagen eines echten Friedens leiben mussen“. iıne Ver-den, teıls eidenschaftlich ablehnenden Reaktionen, die
seınem Erscheinen unmıittelbar tolgten und die tagelang söhnung 7zwischen Deutschen und Polen treie Partner
die Leserbriefspalten der Zeıtungen üllten, dürfte die OFaus, aber „Macht und Gewalt des Bolschewismus iın

Rufsland, Polen und Mitteldeutschland“ würden nıcht 5C-Erklärung der Arbeitsgemeinschaft der Katholischen Ver-
anntT, das „Leid der Vertreibung und Aussiedlung“triebenenverbände VO Gründonnerstag dieses Jahres,

auf die WIr n des verspateten Eıngangs des Wort- werde kaum berücksichtigt. Scharf verurteılt wurde 1ın
der Erklärung „die VO Bensberger Kreıs 1m Zusammen-lautes erst in diesem Heft eingehen können, VO  3 vielen hang MIt dem Memorandum geäiußerte Forderung nachmıt Überraschung un VO  e nıcht wenıgen o MIt Er-

leichterung aufgenommen worden se1n. Die Erklärung Aufhebung der Vertriebenenseelsorge“, ine solche For-

enthält sıch nıcht Hs der offenen Polemik, sondern ann derung stehe nıcht 1Ur 1n „krassem Widerspruch allen
Prinzıpien der Pastoral“, sondern auch Zr Wıllen desohl als eın Dokument der Vorklärung iınnerhal der

katholischen Vertriebenengruppen, für die seine Autoren Heılıgen Stuhls, des Konzıils und der Bischofskonferenz.
ber den ablehnenden Verlautbarungen wurdenallein sprechen, angesehen werden. Die Sprechergruppe bereits damals einzelne versöhnlichere Stimmen auch VO  edes Bensberger Kreıises reagierte wen1ge Tage nach der seıten der Vertriebenenorganıisationen laut. Stellvertre-Veröftentlichung dieser Erklärung denn auch Prompt mi1t

einer Stellungnahme, 1ın der S1e das Dokument „als taıren tend sejen hier die Ausführungen des Präsiıdenten des
Katholischen Flüchtlingsrats, StaatssekretärBeitrag ZUur Diskussion jener Probleme, die zwıschen Po- Nahm, 1mM Norddeutschen Rundtunk VOIN Mäaärz g..len und Deutschland bestehen“, Vorbehalte 1mM e1IN-

zelnen, begrüßte., MG VO  . denen ohl ein1ges auch Eıngang in die Er-
klärung der Arbeitsgemeinschaft Katholischer Vertriebe-
nenverbände gefunden hat Darın 1eß ahm nıcht NUr

Von den FEmoti:onen ZU Gespräch einen gewlssen Mangel Gesprächsbereitschaft autf seıten
der Bensberger durchblicken, sondern yab auch VeI-

Beıides, die Erklärung der Arbeitsgemeinschaft der Katho- stehen, dafß sıch „UNSCIC Bensberger Gesprächspartnerischen Vertriebenenverbände und die Reaktion Aaus dem durch mehrere Indiskretionen Druck ZESETIZL fühl-
Bensberger Kreıs, WAar Aın selbstverständlich. Die Vor- ten .  “ ber auch iın den Sachargumenten WAar eın csehr
gange, die die Veröffentlichung des Bensberger Memoran- versöhnlicher Ton vernehmen. In manchen Formulie-dums begleitet hatten, hatten die beiderseitigen Emoti1io- rungen mochten sıch die Bensberger o  a bestätigt fühlen.
WEn 1ın einer Weıse hochgeschwemmt, daß vorübergehend So WEenNnn ahm erklärte, iINan dürte beim Bemühenbefürchten WAarl, dieses erleide das gleiche Schicksal Aussöhnung mıiıt Polen WAar die Wahrheit nıcht verleug-WI1e selinerzeit die Vertriebenendenkschrift der EKD (vgl NECN, musse aber Einseitigkeiten meıden; oder wenn
Herder-Korrespondenz Jhg., 699 und werde W 1e€e
selnerzeit diese 1n der EK  > ZU Zeichen des Anstoßes Gerechtigkeit als SCH durch die Liebe humanıisıertes

Recht“ bestimmte, „das seine Durchtührbarkeit auch
und des politischen Zwiespalts iınnerhal der katholischen Schicksal und der Existenzfähigkeıit des Partners prüft“Kırche Deutschlands. Dıie Mehrzahl der Außerungen der
Vertriebenenfunktioniäre während der ersten Wochen Ausdruck der mäßigenden Kräfteließen denn auch eher autf ıne Verhärtung der Posiıtionen
schließen. Noch die Erklärung der katholischen Vertrie- Obwohl die spatere Erklärung der Gemeinschaft der
benenseelsorger, die Ende Marz dem Vorsitz des Katholischen Vetriebenenverbände, die ursprünglıch für

den dann für den Mäaärz angekündıgt, aber EerstBıschofs VO  =t Hıldesheim, Janssen, iın Königsteıin
(Taunus) iıhre 47 Konterenz abhielten, konnte NUr mıt Gründonnerstag verabschiedet wurde, zunächst ohl
Vorbehalt als eiıne Geste innerkatholischer bzw. inner- klare Gegenposıtion das Bensberger Memorandum
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beziehen ollte, haben sıch die mäßigenden Kriäfte inner- Unter dem Tıtel „Freiheit“ tolgt eın Argument, das in allen
halb der katholischen Vertriebenenorganisationen often- Gegenstimmen das Bensberger Memorandum auf-
siıchtliıch recht bald durchgesetzt. Die Erklärung der Ar- klang Man könne sıch der Tatsache nıcht verschließen,
beitsgemeinschaft der Katholischen Vertriebenenverbände, da{fß heute eın Dialog ın Freiheit leider nıcht möglıch sel.
die VO  w 13 Gemeinschaften der Vertriebenenarbeit (dar- „Die öffentliche Meınung in Polen wiırd VO  3 der Kom-

auch die Danzıger un Sudetendeutschen ruppen munistischen Parteı bestimmt, un: die Deutschlandpolitik
innerhalb der katholischen Kırche Deutschlands Polens wird VO  w der SoWw Jetunıon gesteuert.“ Damıt
wiırd, 1St nach der Feststellung ihres Sprechers, des Bun- tehle ıne wesentliche Voraussetzung für die Verstän-
destagsabgeordneten Clemens Riedel, der den: leiden- digung VO  3 olk olk ber der Spalt bleibt often:
schaftlichen Gegnern des Bensberger Memorandums Dıie Erklärung redet hıer NUr VO  a der Unmöglichkeit der
gehörte, keine „Streitschrift“ diesem. Da 11a dies Verständigung, S1e schließt die Versöhnung nıcht AUS, legt
ausdrücklich betonte, mochte ohl auch die Überlegung aber das Schwergewicht auf die teststehenden politischen
mitschwingen, INa  ; dürfe eın „privates“ Dokument nıcht indernisse. Wıird aber der 1nweIls auf die politische
durch „kollektive“ Gegenmemoranden autwerten. ber Ausweglosigkeit gemildert durch den Hınvwelis autf Ver-
davon abgesehen, als Kampfschriftnn iINnan die Erklärung söhnung, wırd der SITENSEC Rechtsstandpunkt einge-
nıcht bezeichnen, auch WECLNN in manchen Satzen nıcht 1Ur grenzt durch die Beschränkung der Verwirklichung des
cehr direkt aut die Bensberger zugesprochen wird, SOIl1- Rechts aut das „Zumutbare“. Auch hier Annäherungen
dern verhaltener Unmut spuren ISt, ELWA, W CII A4US un: Abhebung VON den Bensbergern zugleich!
dem Aufruf des Papstes ZU Tag des Friedens VO

Dezember 1967 zıtlert wird: „Der Friede ann nıcht auf Das onkret Zumutbare
der nechtheıit wortreicher Rhetorik gründen. Man annn

Das „Zumutbare“ bleibt auch iın den weıteren Ab-ıcht legitimerweise VO Frieden reden, wenn das be-
währte Fundament des Friedens nıcht anerkannt un schnitten über die Bemühungen einen europädischen
geachtet wırd: die Gerechtigkeit un die Liebe 1n den Ausgleich „MIt unNnseren Ööstlichen Nachbarn“ bestimmend.
Beziehungen 7zwiıschen den Staaten bzw 1mM Bereich Mıt Recht wırd betont: Beide, die Deutschen un ıhre
jeder Natıon.“ östlichen Nachbarn, sind der Versuchung des atıonalıs-
Was sıch die Erklärung Uum Ziel? Was Sagt s1e aus” iINUS „wiederholt“ erlegen. Zu den in der Nazizeıt VeEI-

Die Erklärung beginnt mi1t eıiner Beteuerung „ UNSCICL übten Verbrechen wiırd testgestellt: ”  1e Schuld vieler
einzelner bedarf der Sühne 1im geordneten Rechtsgang.“Friedenspflicht“. Innerhalb dieser Friedenspflicht komme

dem deutsch-polnischen Verhältnis besondere Bedeutung Fur das zugefügte Unrecht se1l das deutsche olk eıner
uch S1€e stellt den Gedanken der Versöhnung die zumutbaren Wiedergutmachung im Rahmen seiner politi-

schen Haftung verpflichtet. Die Anerkennung „einer dieSpiıtze der Überlegungen. ber 95  A Versöhnung erfor-
ert Erkenntnis und Anerkennung der Verfehlung, Reue personale Verantwortung zerstörenden Kollektivschuld“
un: Wiedergutmachung. Als sittlicher Akt annn S1e 1Ur wırd aber als unmoralisch abgelehnt. Dem folgt der ohl
VO  } Personen vollzogen werden.“ Im Unterschied schärtste ezug den Aussagen des Bensberger Memo-

randums ZUur Oder-Neiße-Linie: Dıie Grausamkeiten der„Versöhnung“ 1St Verständigung „vorwıegend ine poli-
tische Aufgabe, die Staat un: Gesellschaft utällt“ Sıe Krıegs- un Nachkriegszeiten sejen weder durch die Le-
sel die Frucht des Bemühens, auseinandergehende Ansich- yalısıerung VO  - Massenvertreibungen heilen, „noch
ten und Interessen durch Verhandeln versöhnen. durch irgendwelche 1nNs Leere geworfene Verzichte wI1e-

dergutzumachen“. Dadurch auch dieses Argument
schien 1n der Diskussion über das deutsch-polnische Ver-Verzicht unglaubwürdig! hältnis bereits erschöpft würden NUur jene Flemente

Die Voraussetzungen des „wahren Friedens“ werden sehr ermutigt, „dıe echt als Funktion VO  3 Gewalt un: Erfolg
generalisierend als Wahrheit, Gerechtigkeit, Freiheit und auffassen“. Da „barbarisches Faustrecht“ nıcht Jlegalisiert
Liebe erläutert. uch WECNN der Liebe „eine vornehme werden dürte, musse „der Kreıs der Verbrechen die
un vorrangıge Kraft“ zuerkannt un eingangs die Be- Menschlichkeit durch ıne zumutbare Wiedergutmachung
reitschaft bekundet wiırd, den Vorrang des Liebesgebotes für alle also auch tfür u11iS5 unterbrochen werden“.
„ZUr Grundlage IMS ET: Bemühungen die christliche Damıt gewınnt 1n den ugen der Autoren der unverrück-
Aussöhnung un die politische Verständigung miıt uNnserelil bare Rechtsstandpunkt gegenüber dem Gedanken des
Nachbarn (ZU) machen, wiırd doch betont die Wahrheit Verzichts 1im Sınne eines konstruktiven Beıitrags ZU[r Ver-
als Voraussetzung ZENANNL: „Darum WIr söhnung. Sıe leiben be] der Überzeugung, da{ß dabe1

„unabdingbares natürliches Recht“ geht Gerade dıeoften: Das Verschleiern ungelöster Probleme un: gC-
schichtlicher Gegensatze 7zwiıischen den Völkern führt Christen üurften die Wirksamkeit des Völkerrechts nıcht
ebensowen1g einem auerhaften Frieden w1e eın e1n- bagatellisıeren. TDieses wird aber 1mM Blick auf das Heımat-

recht stark personalisıert. Be1i dem Problem der der-seiıt1ges Diktat.“ Würden WIr „UNSCIC natürlichen Rechte
un die ın zeitgemäißse orm gebrachte Wahrung unserer Neiße-Linie und der deutschen Ostgebiete handle sich
geschichtlichen Kontinuıität preisgeben, würden WIr — nıcht allein ıne Annexıion, „sondern 1n erstier Linıe
ylaubwürdig“. Die Gerechtigkeit erscheint 1n Fragen der Grund- un: Menschenrechte“. Gewichtiger
Balance. Aus Gerechtigkeit sejen die Deutschen verpflich- als der Eingriff 1in die deutschen Staats- un: Hoheitsrechte
tet, das den Polen zugefügte Unrecht gutzumachen. Dem se1 „der Eingriff in die Rechte der Menschen, Famıilien und
wird hinzugefügt: „Wır achten die Wüuürde un Rechte landschaftsgebundenen Volksgruppen“. Personale rel-
uNnserer Nachbarn nıcht wen1ger, als WIrLr die Würde un heıt, Eıgentum, angestammter Wohnsitz und gesicherte
Rechte uULNSCcCIC5S5 Volkes un uUuNseIer Volksgruppen yeachtet Entfaltung des überkommenen, gesellschaftlichen, kultu-
sehen wollen Aus diesem Grunde WIr auch ine reilen un relig1ösen Frbes sej]en Werte, die staatlichen

Interessen nıcht nachgeordnet werden dürtten. DennochWiedergutmachung des Unrechts, das UNsefemm Volke
wıiderfahren ISt-  C6 hält die Erklärung in Anlehnung rühere Verlaut-
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barungen un das Bensberger Memorandum daran „eıne Schlußfolgerung AUS Rechten, die den polnischen
test: „Die zumutbare Wiıedergutmachung des verletzten Nachbarn heute zugebilligt werden mussen“. Die Auf-
Rechts auf die Heımat ISt gyrundsätzlıch VO  $ Grenzrege- yabe des völkerrechtlichen Anspruchs se1 deshalb keıin
Jungen nıcht abhängig. Sıe führt keineswegs „1NS Leere geworfener Verzicht“, „sondern Interessen

VO  $ Menschen Oorıentilert“. Auf W 4S richteten sıch die Er-Vertreibungen... Das „Heimatrecht“ der polnischen
Siedler bleibt also unangetastet. Weıter erkennt die Er- wartungen auf ine „zumutbare“ Wiedergutmachung?
klärung a da{ß ıne völlige Wiederherstellung des Vor- Zur Präsenz des Kommunısmus stellen s1e test: Die Unter-
kriegszustandes nıcht werden annn „Nur Jjene schjede iın den politischen Systemen erschwerten ZWAar den
(srenze wırd ıne Friedensgrenze se1n können, die VO  - Annäherungsprozelß beträchtlich, mehr Ausdauer
beiden Völkern in freier Entscheidung ANSCHNOMME un Mut ZU Wagnıs werde aber den verständigungs-
werden wıird.“ Im Blick aut die künftige Annäherung der willigen Krätten abverlangt.
beiden Völker betont die Erklärung, daß Ja nıcht NUur Ist 1U  a diese relative Übereinstimmung 1Ur scheinbar
Ereignisse gegeben habe, die Deutsche un Polen nn- oder zeichnet sıch hier bereits die Basıs eines künftigen
ten Es habe auch relig1öse, kulturelle un: wirtschaftliche innerdeutschen und innerkatholischen Dialogs ab? Pess1-

miısten werden daraut verweısen, daß die UÜbereinstim-und politische Leistungen in triedlicher Zusammenarbeıt
gegeben. Dıiese Zusammenarbeit solle 1n Zukunft mM1t dem MUNSCH siıch vornehmlich aut die allgemeinen Prinzıpien
SaNzZCH osteuropäischen Raum verstärkt werden. Die beziehen, während dort, antfängt konkret Wer-

Heimatvertr:ebenen selen bereit un gyee1gnet, 1n diese den, alle Fragen often bleiben. Die Standpunkte liegen in
Zusammenarbeit ıhre besondere Sachkenntnis einzubrin- der 'Tat noch weit auseinander. Die Vertriebenen-Erklä-
SCn An die östlichen Nachbarn ergeht die Bıtte, 95 Pru- runs edenkt Vergangenes und übersieht vielleicht
fen, ob nıcht auch 1n ıhrer Geschichte übersteigerte Ziele sehr, dafß die Faktoren, die die Basıs für seine Beurteilung
nationalıstischer Ausdehnung Enttäuschung un Kata- bılden, sıch geändert haben Sıe sieht das Heimatrecht,
strophen geführt haben Etwas defensiv wırd die eıgene W 4S naheliegt, Aaus der Perspektive der Vertreibung. Die
Posıition nochmals resüuümıilert: Dıie Vertriebenen hätten Befürworter eines völkerrechtlichen Verzichts denken
den Anfang gemacht, den Teufelskreis des Unrechts final VO notwendigen 7 iel der Aussöhnung her un be-
durchbrechen. Sıe hätten VO  3 Anfang konstruktiv gC- urteilen das „Heimatrecht“ auf dem Hintergrund der
dacht un demgemäfß gehandelt. „Aus diesem Grunde Gegenwartssıtuation. Rechtliche Überlegungen allein
lehnen sS1ie den Gedanken ab, zunächst die jüngsten Ver- ühren jedenfalls in keiner Rıichtung Z Ziel Rechrtlich
brechen die Menschlichkeit sanktionieren lassen bleibt das Diılemma, die Lösung 1St politisch-moralischer
und dann erst mi1t einer Ara ohne Vertreibungen Natur
beginnen. Sıe wollen nıcht den Anfang eiıner CC

Epoche das Unrecht miıt seiner Zerstörungskraft gestellt
sehen.“ Zur kirchlichen Entwicklung in der SSR
Die Sprecher des Bensberger Kreises formulierten sieben

uch auf kirchenpolitischem Feld sind spektakuläre Er-Punkte, 1n denen S1e sıch mi1t der Erklärung ein1g wIıssen:
in der Betonung der vorrangıgen raft der Liebe, ın e1gN1sse 1n der CSSR ausgeblieben, W1e überhaupt diese

der Beurteilung der Auswüchse des persönlichen un innerparteiliche un gesellschaftspolitische Revolution
natıonalen Ego1smus, 1M Bekenntnis ZUrF: politischen unblutig un abgesehen VO  3 den Studentendemon-
Haftung tfür das 1mM Namen Deutschlands geschehene in stratiıonen ıhrem sichtbaren Anfang autlos VeOeI -

recht und ZUuUr Wiedergutmachungspflicht gegenüber dem lautfen 1St. „Wır können es u11 nıcht erlauben, aut die
polnischen Volk, 1n der Ablehnung eıner Vertreibung Straße gehen und Unruhe stiıften“, WAar often un:
der in den Oder-Neiße-Gebieten wohnenden Polen, Sal doch MmMI1t einem unausgesprochenen Hınvwels auf eine O
der Bekämpfung jeder Politik, die Existenzrechte des pol- möglıche sowjetische Intervention hören.
niıschen Volkes ZU Handelsobjekt eigener oder remder ber bereits erfolgte „Umbesetzungen un Erleich-

terungen“ wurde schon berichtet (vgl Herder-Korrespon-Interessen macht  D  9 1n dem Willen ZUuUr Versöhnung un:
ZUr Zusammenarbeıt, 1n dem Zıel, ıne umfassende denz ds Jhg., eıtere Lockerungen auf g-
europäısche Gemeinschaft verwirklichen. setzlicher Ebene siınd bisher nıcht erfolgt. och ımmer

esteht die Vorschrift, die remden Priester, die in einer
Dıiıe offenen Fragen Prager Kirche zelebrieren, dem örtliıchen Nationalaus-

schufß melden, WwW1e auch jede kirchliche Aussegnung 1m
Für S1e bleiben aber mehrere oftene Fragen. Zunächst: Prager K rematorıum vorher mitgeteilt werden mufß.

Wohl scheint ıne mündliche Zusage des Minister-Auch die Vertriebenen respektierten die „Ansässıgkeit“
der polnischen Bevölkerung. Diese „deutlıche Friedens- präsidenten bestehen, dafß auf kirchenpolitischem Ge-
geste“ wolle aber sıcher nıcht als Sanktionierung oder biet aledm die in einem (jeset7z verankerten Rıichtlinien

gelten haben: di Praxıs jedoch 1St in Einzeltällen immerLegaliısierung des Unrechts den Deutschen verstanden
werden. Wo lıege dann aber der Unterschied Z ens- noch ıne andere. So klagt die „Lidova democratie“ VO

berger Memorandum, das den Polen eın Heimatrecht 26 April 1968, da{fß die Einsichten nıcht überall
billigt? Sodann: Wenn 1ne völlige Wiederherstellung des auf unfersten Ebenen angekommen sind, w1e eLw2 in
Vorkriegszustandes nıcht möglıch 1St, welche Lösung bietet Hohenelbe, Lehrern un: Schülern der dortigen Musık-
sıch bei einem triedlichen Ausgleich miıt Polen 2 Wenn schule iıhre aktıve Beteiligung der musikalischen Aus-
Inan die Existenzrechte der Polen achte? Jedenfalls keine, gestaltung der Gottesdienste Ostern Z Vorwurf
die sıch über den Wıillen Polens hinwegsetze. Dann aber gemacht worden ISt; un 1n Troppau wiırd jenen Kindern,
könne ine „Rückgliederung“ der dort wohnenden NeunNn die getauft werden, ıne Medaıille vorenthalten, w1e S1e
Millionen Polen 1n den deutschen Staatsverband nıcht jedem Neugeborenen dort geschenkt wiırd. Andererseits
gefordert werden. Auch das bedeute keine Legalisierung konnten Anfang Aprıl 1n drei Anstalten der Carıtas die
des den Vertriebenen verübten Unrechts, sondern se1 dort tätıgen „Verwalter“ VO  ‚a dem NCUu bestellten Carıtas-
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